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Gegengeschäfte bei der «Lex USA»

Markus Häfliger, Bern ! Erst zwei
Wochen sind vergangen, seit der Bun-
desrat die «Lex USA» publiziert hat. In
dieser Zeit haben SP, SVP und FDP
klare Nein-Parolen ausgegeben. Sie ha-
ben sich so klar positioniert, dass das
Gesetzesprojekt zunehmend chancen-
los schien. Doch nun hat der Ständerat
der Vorlage überraschend zugestimmt.

Die Ständeratsdebatte war in dop-
pelter Hinsicht erhellend. Erstens
stimmte die CVP diszipliniert wie sel-
ten. Keine Partei kämpfte im Ständerat
so wie sie für diesen Deal. Es ist den
CVP-Vertretern zuzugestehen, dass vie-
le von ihnen ehrlich überzeugt sind von
der «Lex USA». Doch ihr Support für
das Projekt von BDP-Bundesrätin Wid-
mer-Schlumpf hat auch einen partei-
politischen Hintergrund: Die CVP-Stra-
tegen hoffen, die BDP mittelfristig ein-
zugemeinden und sich so den Widmer-
Schlumpf-Sitz im Bundesrat längerfris-
tig zu sichern. Die CVP ist offenbar ent-
schlossen, bei der «Lex USA» diese
strategische Allianz zu verfestigen.

Zweitens: CVP und BDP haben bei
weitem keine Mehrheit. Deshalb war
am Mittwoch die CVP vereint mit Wid-
mer-Schlumpf sichtlich bemüht, der SP
und den Grünen den roten Teppich aus-
zurollen. Wohlwollend debattierte der
Rat über vier Anträge des Grünen Luc
Recordon, über die viele normalerweise
bloss den Kopf schütteln würden.

Auch SP-Ständerätin Anita Fetz er-
freute sich ungewohnter Beliebtheit. Ihr
Antrag, fehlbaren Bankmanagern die
Gewähr zu entziehen, stiess auf viel
Sympathien. Bemängelt wurde lediglich
der exakte Wortlaut. CVP-Ständerat
Konrad Graber schlug deshalb vor, dass
die Nationalratskommission in den
nächsten Tagen noch eine bessere For-
mulierung austüfteln solle.

Noch wichtiger als eine solche Straf-
aktion für Banker ist der Linken aber
die Einführung des automatischen In-
formationsaustauschs. Und just dieses
Thema kommt am Freitag aufs Tapet,
wenn der Bundesrat voraussichtlich den
lange erwarteten Bericht der Experten-
gruppe Brunetti behandelt. Im Bundes-
rat haben SP, BDP und CVP eine Mehr-
heit: Falls diese Mehrheit am Freitag ein
Signal in Richtung Informationsaus-
tausch aussendet, könnte das für die
Linke das letzte Argument sein, um die
«Lex USA» durchzuwinken. So viel ist
klar: Nach der Ständeratsdebatte haben
in Bern die langen Nächte der politi-
schen Kuhhandel begonnen.
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Weitere Hearings und 100 Fragen
nic. Bern ! Nach der Zustimmung im
Ständerat brütet heute ab 13 Uhr die
Wirtschaftskommission des Nationalrats
über der «Lex USA». Wie ihre Schwes-
terkommission wird auch sie Hearings
durchführen. Allerdings in geringerem
Umfang. «Personen, die bereits in der
Ständeratskommission angehört wur-
den, werden wir nicht aufbieten», sagt
Kommissionspräsident Christophe Dar-
bellay (cvp., Wallis). Schliesslich hätten
die Kommissionsmitglieder ausführliche
Wortprotokolle erhalten. Bei den sieben
Personen, die angehört werden, handle
es sich um Spezialisten aus der Lehre

und der Finanzmarktbranche. Dass die
Kommission heute die Vorlage imDetail
behandeln wird, ist unwahrscheinlich.

Alleine vier Stunden sind für die Ant-
worten des Bundesrats auf die rund 100
Fragen von Parlamentariern zur «Lex
USA» eingeplant. Die Sitzung wird wohl
kurz vor 20 Uhr mit dem Entscheid der
Kommission enden, ob sie empfiehlt, auf
die Vorlage einzutreten oder nicht.

Für die Detailberatung ist am kom-
menden Montagabend eine Reserve-Sit-
zung geplant, die bis in die Nacht dauern
dürfte. Bereits tags darauf kommt die
Vorlage in den Nationalrat.

SP verhilft «Lex USA» zu einem Etappensieg
Der Ständerat stimmt dem Steuerdeal-Sondergesetz als Erstrat überraschend zu

Die «Lex USA» nimmt die erste
Hürde. Der Ständerat hat dem
Gesetz zugestimmt – dank der
CVP und Abweichlern in den
anderen grossen Parteien.

Markus Häfliger, Bern

Die SP hatte früh – sehr früh! – zum
Steuerdeal Stellung bezogen. Noch be-
vor der Bundesrat die «Lex USA» ver-
abschiedet hatte, hatte die SP die Nein-
Parole ausgegeben. Doch nun waren es
just vier SP-Politiker, die demGesetz im
Erstrat zur Mehrheit verholfen haben –
gegen den Willen von Parteichef Chris-
tian Levrat. Insgesamt stimmten 24 Par-
lamentarier für Eintreten und 20 da-
gegen. Einzelne Ja-Stimmen gab es auch
aus der SVP (This Jenny) und der FDP
(Christine Egerszegi, Felix Gutzwiller).

Dabei ist nicht ein Ratsmitglied
glücklich über die Vorlage. Man habe
«die Wahl zwischen Pest und Cholera»,
lautete der Tenor in der sechsstündigen
Debatte. Das Wort, das wohl am häu-
figsten fiel, lautete deshalb «Risiko-
abwägung». Jene der Befürworter geht
so: Bei einem Nein würde es fast sicher
zu US-Klagen gegen Schweizer Banken
kommen, Kantonalbanken könnten zu-
sammenbrechen, der ganze Finanzplatz
würde destabilisiert.

Bei einem Ja hingegen wisse man
ziemlich genau, was passieren würde,
versprach Pirmin Bischof (Solothurn,
cvp.): Die Banken könnten «einen
Schlussstrich» unter ihre Probleme in
den USA ziehen, sie müssten zwar eine
Busse zahlen, könnten sich damit aber
«ein Stück Ruhe kaufen». This Jenny
(Glarus, svp.) fasste diese Position etwas
süffiger zusammen:DasGesetz abzuleh-
nen, sei «Harakiri», sagte er warnend.
UmUnternehmen und Arbeitsplätze zu
retten, sei er auf Befehl der USA sogar
bereit, «die Hosen runterzulassen».

Die Gegner kamen in ihrer Risiko-
beurteilung zu anderen Schlüssen. Es
gebe keine Garantie, dass die USA end-
lich Ruhe geben würden. Auch dass die
Bussen tragbar wären, sei reine Speku-
lation. Zudem könnten andere Staaten
gleiches Recht für ihre Staatskasse ver-
langen. Vor allem brachten die Gegner
aber staatspolitische Bedenken vor. Es
gehe um «die Glaubwürdigkeit des Par-
laments», sagte Pankraz Freitag (Gla-
rus, fdp.). Eine Zustimmung sei die
«politische Absolution für ein Geheim-
programm», kritisierte Christian Levrat
(Freiburg, sp.). Karin Keller-Sutter
(St. Gallen, fdp.) sagte, das Parlament
verfüge über so wenig Informationen,

dass es weder die Folgen eines Ja noch
eines Nein beurteilen könne.

Deshalb plädierten die Gegner dafür,
dass der Bundesrat die Lieferung der ge-
forderten Daten selber bewillige, ge-
stützt auf Artikel 271 des Strafgesetz-
buches. Diese Alternative beurteilte
Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf
jedoch als unmöglich. Auf diese Weise
könnten die Banken zwar die sogenann-
ten Leaver-Listen herausgeben, nicht
aber dieDaten derMitarbeiter, Anwälte
und Treuhänder. Konrad Graber (Lu-
zern, cvp.), der Präsident der Wirt-
schaftskommission, wiederum sagte,
ohne Sondergesetz könnten die Banken
auch die Leaver-Listen nicht liefern. Da-
mit bleiben die Widersprüche in dieser
Frage, die in den letzten Tagen zentral
wurde, gross. Solche Unklarheiten und
die Wahl zwischen Pest und Cholera
sorgten für abweichende Stimmen in
allen grossen Parteien – ausser der CVP.
Sie war auch die treibende Kraft dahin-
ter, dieVorlage inmehreren Punkten ab-
zuändern. So wurde für betroffeneDritt-
personen explizit ein Widerspruchs- und
Klagerecht im Gesetz verankert.

Nur mit 16 gegen 23 Stimmen schei-
terte ein Antrag von Anita Fetz (Basel-

Stadt, sp.), mit dem fehlbaren Bank-
managern die Lizenz zumManager-Sein
entzogen worden wäre (NZZ 12. 6. 13).
Für diesen Antrag gab es auch Stimmen
aus FDP und CVP. Kommissionspräsi-
dent Graber signalisierte Sympathie,
plädierte jedoch dafür, dass der Natio-
nalrat für Fetz’Antrag noch eine bessere
Formulierung finden solle. Auf Antrag
von Luc Recordon (Waadt, gps.) be-
schloss derRat zudemeinenArtikel,mit

dem eine historische Aufarbeitung des
Offshore-Banking verlangt wird.

Noch nicht abgestimmt hat der Stän-
derat über die Dringlichkeit des Geset-
zes. Diese Abstimmung, für die es die
absolute Mehrheit, also 24 Stimmen,
braucht, steht erst an, wenn auch der
Nationalrat dem Gesetz zugestimmt
hat. Am Mittwoch hätte es im Stöckli
selbst für diese hohe Hürde genügend
Ja-Stimmen gegeben.

«Fukushima-Koalition» in Schieflage
Die Nationalratsdebatte offenbart grosse politische Differenzen bei den AKW-Laufzeiten – Signale zugunsten der BKW als Mühleberg-Betreiberin

Zwischen der Linken und der
Mitte besteht bei den AKW-
Laufzeiten kein Konsens.
Die CVP fordert, SP und Grüne
müssten Kompromisse eingehen.

Davide Scruzzi, Bern

Das Betriebsende der bestehenden
AKW bleibt unklar. Der Nationalrat
hat am Mittwoch mit 97 zu 85 Stimmen
beschlossen, eine Motion seiner Ener-
giekommission zu denAKW-Laufzeiten
zu vertagen. Jener Vorstoss will, dass
nach 40 Jahren eine Sicherheitsverein-
barung für weitere 10 Jahre abgeschos-
sen werden könnte, dann soll Schluss
sein. Der Bundesrat empfiehlt die Mo-
tion zur Ablehnung, die Betreiber kün-
digen Schadenersatzforderungen an.
Hans Grunder (bdp., Bern) beantragte
die Vertagung und sprach davon, dass

die Motion missverstanden worden sei,
eine Verständigungslösung zwischen
dem Eidgenössischen Nuklearsicher-
heitsinspektorat (Ensi) und den Betrei-
bern im Zentrum stehe. SVP und FDP
wollten indes über den Motionstext
definitiv abstimmen und die Sache ab-
lehnen – das Resultat wäre ein Bruch
zwischen Rot-Grün und der CVP und
der BDP gewesen, die alle als «Fuku-
shima-Koalition» die Motoren von Do-
ris Leuthards Energiewende sind.

Die CVP ist gegen die Motion. Ste-
fan Müller-Altermatt (cvp., Solothurn)
ist etwa für unbeschränkt verlängerbare
Laufzeiten mit Vereinbarungen zu In-
vestitionen in die Sicherheit. Müller-
Altermatt will aber nun nicht von einer
Schieflage der «Fukushima-Koalition»
sprechen, habe man doch eine eigent-
licheAblehnung derMotion verhindert.
Die Linke müsse sich aber bewegen, so
Müller-Altermatts Forderung. – Man
könne von der rot-grünen Seite nicht er-

warten, dass sie einer Motion zustimme,
die keine Laufzeitbegrenzung einführen
wolle oder Begrenzungen bis zu 60 Jah-
ren zulasse, erklärte hingegen Eric
Nussbaumer (sp., Baselland), Präsident
der Energiekommission (Urek), nach
der Debatte. Der Bundesrat müsse nun
in seiner Botschaft zur Energiewende
im Herbst eine Verschärfung der Rege-
lung vorschlagen, zumal das Eidgenössi-
sche Nuklearsicherheitsinspektorat
(Ensi) Probleme orte, bis zum Ende der
heute nicht fix begrenzten Laufzeiten
höchste Standards durchzusetzen. Das
Seilziehen dürfte dann weitergehen,
sind feste Laufzeiten doch auch Teil
einer Volksinitiative der Grünen.

Ideal wären neue Sicherheitskrite-
rien, so Nussbaumer. Der Fächer an
Lösungen müsse geöffnet werden. So
sei auch eine Entschädigung denkbar,
damit die Eigentümer der älteren AKW
auf den Weiterbetrieb verzichteten, er-
klärte Nussbaumer. Damit verwandt

wäre ein Modell, wie es in Deutschland
angewandt wurde: handelbare Lauf-
zeiten. Die Betreiber der älteren AKW
würden ihre Laufzeiten den Betreibern
der neueren AKW Gösgen und Leib-
stadt abgeben. Letztere könnten ihre
Anlagen über die – dann begrenzten –
Laufzeiten hinaus betreiben.

Für Stefan Müller-Altermatt kann
ein solch komplexes System nicht funk-
tionieren. Für das Bundesamt für Ener-
gie ergäben sich dieselben verfassungs-
mässigen und sicherheitstechnischen
Probleme wie bei allen Lösungen mit
festen Laufzeiten – wohl einschliesslich
der Schadenersatzforderungen. – Sym-
pathien für die vomWirtschaftsverband
Swisscleantech propagierte Lösung hat
indes der Berner Nationalrat Hans
Grunder. Der Berner Stromkonzern
BKWkönnte wohl als Erster einen Nut-
zen daraus ziehen, im Fall einer vorzeiti-
gen Ausserbetriebnahme des umstritte-
nen AKW Mühleberg. Die BKW be-

käme dann Geld von anderen AKW-
Betreibern – sofern diese am Handel
mitmachen würden und nicht der Bund
am Schluss «Laufzeiten» kaufen müsste.

Eine solche finanzielle Abfederung
des Atomausstiegs sei mit Blick auf die
BKW legitim, räumt Swisscleantech-
Präsident Nick Beglinger ein. Eine
rasche Stilllegung der ältesten AKW –
dazu gehört auch das weniger umstrit-
tene Axpo-Werk Beznau – und verlän-
gerte Laufzeiten für Gösgen und Leib-
stadt seien punkto Sicherheit und
Stromversorgung sinnvoll, sagt Beglin-
ger und rechnet ein um 40 Prozent klei-
neres Unfallrisiko vor.

Der Nationalrat nahm am Mittwoch
im Übrigen eine Motion an, die bei
einer vorzeitigen Stilllegung eines
AKW gestaffelte statt sofortige Zahlun-
gen ausstehender Beträge in die Still-
legungs- und Entsorgungsfonds zulas-
sen will – ein Vorstoss, auch im Sinne
der Mühleberg-Betreiberin BKW.

Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf verlässt nach der Debatte erleichtert den Ständeratssaal. PETER SCHNEIDER / KEYSTONE


